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1. Einführung in die Problematik 
 
Ordnungen haben die Aufgabe, Einzelentscheidungen zu koordinieren. 
Im Rahmen der Ordnungsanalyse wird untersucht, aus welchen Grund-
elementen eine Ordnung bestehen kann und welche unterschiedlichen 
Arten einer Ordnung möglich sind. Eine Ordnungskonzeption hingegen 
zeigt auf, welche Ordnungssysteme erwünscht sind; sie fragt nach dem 
Leitbild einer Ordnung, das natürlich je nach Weltanschauung des Be-
trachters unterschiedlich ausfällt. Im Rahmen einer Theorie der Ord-
nungsdynamik hingegen wird überprüft, wie sich Ordnungen im Zeitab-
lauf verändern, es wird die Frage gestellt, aufgrund welcher Kräfte be-
stimmte Ordnungen entstanden sind und welche Kräfte einen Untergang 
einer Ordnung herbeiführen. 
 
Eine wirtschaftswissenschaftliche Theorie der Ordnungsdynamik befasst 
sich in aller erster Linie mit Ordnungen des Wirtschaftsprozesses. Nun 
werden wir im Rahmen dieser Abhandlung sehen, dass gesellschaftliche 



Ordnungen auf vielfältige Weise miteinander verbunden sind, dass also 
z. B. eine ganz bestimmte Ordnung des Wirtschaftssystems nur im 
Rahmen einer demokratischen Ordnung des politischen Systems ein-
wandfrei funktionieren kann.  
 
Gerade aus diesen Gründen ist es zweckmäßig, auch die Ordnungsdy-
namik nichtwirtschaftlicher Subsysteme unserer Gesellschaft mit zu be-
handeln. Eine solche übergreifende Betrachtungsweise ist allerdings 
nicht nur aufgrund der inneren Zusammenhänge der einzelnen Ord-
nungssysteme zweckmäßig. Wir haben darüber hinaus davon auszuge-
hen, dass die einzelnen Subsysteme unserer Gesellschaft gemeinsame 
Merkmale aufweisen. So haben Hans Freyer und andere Soziologen den 
Begriff der Sekundärsysteme geprägt, welche sich innerhalb des letzten 
Jahrhunderts herausgebildet haben und sich gegenüber den Primärsys-
temen der Familie und der Kleingruppe deutlich unterscheiden. Es wer-
den hierbei vor allem drei Subsysteme unseres Sekundärsystems unter-
schieden: das kulturelle, das politische und das wirtschaftliche Subsys-
tem. 
 
Die einzelnen Subsysteme der Gesellschaft sind nicht nur miteinander 
verbunden, sondern haben gemeinsame Merkmale, aufgrund derer auch 
mit ähnlichen Gesetzmäßigkeiten gerechnet werden muss. In diesem Fal-
le ist es aber auch zweckmäßig, Betrachtungsweisen unterschiedlicher 
wissenschaftlicher Disziplinen zur Analyse der Ordnungsdynamik heran 
zuziehen. 
 
Wenn wir im folgenden die Dynamik der wirtschaftlichen Ordnungen 
untersuchen, so geht es in erster Linie um die Entwicklung des wirt-
schaftlichen Gesamtsystems. Nun haben wir bereits bei der Darstellung 
der Ordnungsanalyse aufgezeigt, dass eine Ordnung aus einer Vielzahl 
von Einzelelementen zusammengesetzt ist, dass also z. B. eine Markt-
wirtschaft aus einer Vielzahl von Einzelmärkten gebildet ist. Hier kann 
es sinnvoll sein, nicht nur die Entwicklung des gesamtwirtschaftlichen 
Systems, sondern auch einzelner Märkte zu untersuchen. So wurde z. B. 
vor allem die Eigendynamik von Währungssystemen im Rahmen der 
Außenwirtschaftstheorie analysiert und aufgezeigt, welche Währungs-
systeme als instabil bezeichnet werden müssen. 
 

2. Die Frage nach der Stabilität einer Ordnung 
 
Mit dem Begriffspaar ‚stabil ‚ und ‚nichtstabil’ haben wir bereits das 
erste Thema einer Theorie der Ordnungsdynamik angesprochen. Der 
Begriff der Stabilität ist im Rahmen der Gleichgewichtstheorie geprägt 



worden. Dort wird zwischen der Frage nach der Existenz und der Stabi-
lität eines Gleichgewichtes unterschieden.  
 
Von einem Gleichgewicht sprechen wir dann, wenn Angebot und Nach-
frage ex ante übereinstimmen. Es post entsprechen sich Angebot und 
Nachfrage ex definitione, das heißt: das Angebot, das tatsächlich abge-
setzt wird, entspricht in seinem Wert den tatsächlich nachgefragten und 
bezogenen Gütern; ex post sind Angebot und Nachfrage nichts anderes 
als zwei verschiedene Seiten ein und desselben Tauschvorganges.  
 
Die ex ante - Betrachtung hingegen bezieht sich auf die von den Anbie-
tern geplante bzw. die von den Nachfragern geplante Gütermenge. Hier 
können wir nicht unterstellen, dass beide Größen sich immer entspre-
chen; da die Angebots- und Nachfrageentscheidungen von unabhängigen 
Wirtschaftseinheiten (den Unternehmungen und den Haushalten) getrof-
fen werden, ist es sogar wahrscheinlich, dass zunächst beide Größen 
nicht übereinstimmen, dass also kein Gleichgewicht gegeben ist, dass 
dieses Gleichgewicht erst durch den Marktprozess herbeigeführt werden 
muss. 
 
Man spricht nun im Rahmen der Gleichgewichtstheorie davon, dass 
immer dann ein Gleichgewicht existiert (möglich ist), wenn die Ange-
botskurve einen Schnittpunkt mit der Nachfragekurve aufweist, wenn 
also ein Preis denkbar ist, bei dem die Wirtschaftspläne der Anbieter 
und Nachfrager im Hinblick auf das betrachtete Gut übereinstimmen. 
Die Anbieter planen die gleiche Gütermenge wie die Nachfrager. 
 
 



 
 

 
Auch wenn nun ein Gleichgewichtspunkt existiert, bedeutet dies noch 
lange nicht, dass dieses Gleichgewicht von einer beliebigen Ausgangslage 
(also von einem Ungleichgewicht) aus automatisch angesteuert wird. Mit 
diesem Problem befasst sich die Frage nach der Stabilität des Gleichge-
wichtes. Von einem stabilen Gleichgewicht wird nur dann gesprochen, 
wenn von einem beliebigen Ausgangspunkt der Markt von sich aus das 
Ungleichgewicht abbaut, wenn also eine automatische Tendenz zum 
Gleichgewicht besteht. 
 
Diese Frage nach der Stabilität eines Gleichgewichtes ist vor allem des-
halb von Bedeutung, da wir in Wirklichkeit davon ausgehen müssen, 
dass permanent Datenänderungen eintreten, welche zu einer Verschie-
bung der Angebots- und Nachfragekurven und damit auch des Schnitt-
punktes beider Kurven führen, sodass die Frage nach der Stabilität des 
Gleichgewichtes nicht nur eine einmalige Frage darstellt, sondern sich 
immer wieder von neuem stellt. 
 
Im allgemeinen wird unterstellt, dass ein Markt ein stabiles Gleichge-
wicht aufweist, da Ungleichgewichte zu Preisvariationen führen und die-



se Preisänderungen sowohl die Anbieter wie auch die Nachfrager veran-
lassen, ihre Wirtschaftspläne an diese veränderte Situation anzupassen.  
 
Voraussetzung ist allerdings, dass die Preisreaktionen auf Marktun-
gleichgewichte normal verlaufen, dass also Nachfrageüberhänge zu 
Preissteigerungen, Angebotsüberhänge hingegen zu Preissenkungen füh-
ren. Eine solche Reaktion ist nicht immer zu erwarten. Nehmen wir den 
Fall, dass der Anteil der Fixkosten, also derjenigen Kosten, welche 
unabhängig davon entstehen, ob und wie viel produziert wird, besonders 
hoch ist. In diesem Falle führt nämlich ein Rückgang in der Nachfrage 
und ein also hierdurch ausgelöster Angebotsüberhang zu einem Anstieg 
in den Stückkosten mit der Folge, dass die Unternehmungen bestrebt 
sind, die Preise zu erhöhen. Preiserhöhungen veranlassen jedoch die 
Nachfrager, weniger Produkte zu kaufen, obwohl nur bei einer Mehr-
nachfrage der Angebotsüberhang abgebaut werden könnte. 
 
Auch die Reaktionen im Angebot und in der Nachfrage auf die Preisva-
riationen müssen normal verlaufen, um von einer Gleichgewichtstendenz 
zu sprechen. Von einer normalen Nachfragereaktion (Elastizität der 
Nachfrage) spricht man immer dann, wenn Preissenkungen zu einer 
Mehrnachfrage, Preissteigerungen zu einer Mindernachfrage führen. 
Analog hierzu liegt eine normale Angebotselastizität dann vor, wenn 
Preissteigerungen zu Angebotseinschränkungen, Preissenkungen hinge-
gen zu einer Verminderung im Angebot führen. 
 
Auch im Hinblick auf Elastizitäten müssen wir bisweilen mit anormalen 
Reaktionen rechnen. Nehmen wir den Fall der Kleinschiffer, welche le-
diglich ein Schiff besitzen und deren Einkünfte nahe am Existenzmini-
mum liegen. Kommt es hier zu einer generellen Preissenkung, so sehen 
sich diese Kleinschiffer veranlasst, ihr Angebot auszuweiten, um so das 
Existenzminimum noch zu erreichen, obwohl eine Gleichgewichtsten-
denz ceteris paribus nur zu erwarten wäre, wenn das Angebot zurück-
ginge.  
 
Der Fall inferiorer Güter zeigt, dass auch die Nachfrage bisweilen 
anormal verlaufen kann. Bei inferioren Gütern steigt die Nachfrage bei 
Preiserhöhungen. Erklärt wird diese Reaktion damit, dass eine Preiser-
höhung das Realeinkommen reduziert und dass besonders Empfänger 
geringen Einkommens sich gezwungen sehen, ihre Nachfrage auf min-
derwertige Produkte zu verlagern. Statt Butter wird dann z. B. Marga-
rine konsumiert und zwar obwohl annahmegemäß der Fettpreis gestie-
gen ist. (Wir unterstellen hierbei, dass Margarine als ein weniger ge-
schätztes Produkt angesehen wird.) 
 



Diese Überlegungen lassen allerdings nicht den Schluss zu, die Gleich-
gewichtstheorie ginge davon aus, dass in jedem Augenblick oder auch 
nur in der Mehrzahl der Fälle ein Gleichgewicht erwarten werden könn-
te oder dass es zumindest erwünscht wäre, dass Angebot und Nachfrage 
sich möglichst oft entsprechen. Ganz im Gegenteil gehen wir davon aus, 
dass die Datenänderungen, welche Ungleichgewichte auslösen, in der 
Regel erwünscht sind, da sie entweder die Produktionstechnik verbes-
sern (= technischer Fortschritt) oder darin bestehen, dass die Konsu-
menten ihre Nachfrage an ihrem individuellen Bedarf ausrichten. Ein 
Haushalt stellt z. B. fest, dass er seinen Nutzen vergrößern könnte, wenn 
er seine bisherigen Nachfrageentscheidungen korrigieren würde.  
 
Wichtig ist allein, dass diese Datenänderungen und die durch sie ausge-
lösten Ungleichgewichte dazu führen, dass Anpassungsprozesse automa-
tisch ausgelöst werden, welche verhindern, dass es zu einer Kumulation 
und damit zu einer permanenten Vergrößerung des Ungleichwichtes 
kommt. Keine Wirtschaftseinheit hat die Fähigkeit, beliebig große Ver-
luste beliebig lang zu ertragen.  
 
Unternehmungen müssen Konkurs anmelden und scheiden deshalb aus 
dem Marktprozess aus, wenn die Verluste eine bestimmte kritische 
Grenze überschreiten. Wo diese Grenze im Einzelnen liegt, hängt dann 
vom Umfang des Eigenkapitals und von der Kreditwürdigkeit der ein-
zelnen Unternehmung ab. Ähnliches gilt für Haushalte, die sich im All-
gemeinen ebenfalls nur solange verschulden können, solange sie kredit-
würdig sind und/oder über Vermögen verfügen. 
 
Wir wollen also festhalten: Ein Markt kann nur dann als stabil angese-
hen werden, wenn Ungleichgewichte immer wieder abgebaut werden. 
Die Stabilität hängt dann im einzelnen davon ab, wie viel Datenände-
rungen tatsächlich eintreten, in welchem Umfang diese Datenänderun-
gen zu Ungleichgewichten führen, wie schnell und wie stark die Preise 
auf diese Ungleichgewichte und darüber hinaus wie schnell und wie 
stark Angebot und Nachfrage auf diese Preisvariationen in normaler 
Richtung reagieren. 
 
Im Rahmen der dynamischen Preistheorie (Theorie des Cobwebsystems) 
wurde allerdings gezeigt, dass wir nicht immer davon ausgehen können, 
dass bei normalen Reaktionen der Marktteilnehmer ein kontinuierlicher 
Annäherungsprozess stattfindet. Oftmals nähert sich der Preis in perio-
dischen Schwankungen dem neuen Gleichgewicht, da die Anpassungs-
prozesse über ihr Ziel hinausschießen, also z. B. zu so großen Reaktionen 
im Angebot führen, dass nicht nur der Angebotsüberhang abgebaut 
wird, sondern sogar nun ein Nachfrageüberhang entsteht.  



 

 

 
 
 
In extremen Fällen kann sich der Markt sogar vom Gleichgewichtspunkt 
immer mehr entfernen oder wie ein Perpetuum mobile immer wiederum 
um die Ausgangslage pendeln.  
 
 



 
 

 
 
 
Bei unseren bisherigen Überlegungen bezogen wir unsere Betrachtung 
auf ein vorgegebenes Marktsystem mit festen gleichbleibenden Spielre-
geln. Wir können allerdings unsere Gleichgewichtsbetrachtung auf die 
Frage ausdehnen, ob der Markt – das jeweils untersuchte Ordnungssys-



tem – in der Lage ist, auch seine Spielregeln der veränderten Situation 
so anzupassen, dass das Marktsystem erhalten bleibt.  
 
Nehmen wir nochmals den Fall eines hohen Fixkostenanteils. Wir kön-
nen davon ausgehen, dass zu Beginn der Industrialisierung der Anteil 
der Fixkosten im Allgemeinen gering war und dass gerade deshalb das 
Angebot auf Ungleichgewichte normal reagierte. Im Zuge der Mechani-
sierung der Produktion wurde jedoch die Kapitalintensität der Produk-
tion immer mehr vergrößert mit der Folge, dass auch der Anteil der 
Fixkosten an den Gesamtkosten immer mehr anstieg. Wir hatten oben 
gesehen, dass in einer solchen Situation die Unternehmer bemüht sind, 
diese Erhöhung in den Fixkosten durch Preissteigerungen wiederum zu 
kompensieren und dass deshalb in zunehmendem Maße mit anomalen 
Preisreaktionen gerechnet werden muss.  
 
In einer solchen Situation ist der Markt bei Beibehaltung der bisher er-
folgreichen Spielregeln nicht mehr in der Lage, eine Gleichgewichtsten-
denz herbeizuführen, er wird instabil. Es bedarf einer Anpassung der 
Spielregeln an die veränderte Situation und man wird nur dann von sta-
bilen Marktsystemen sprechen können, wenn sie eine solche Anpassung 
der Spielregeln ermöglichen.  
 
In diesem Zusammenhang entsteht jedoch ein definitorisches Problem 
der Identifikation. Ein Ordnungssystem zeichnet sich ja durch einen 
Satz von Spielregeln aus. Ändern sich diese Spielregeln, entsteht die 
Frage, ob man überhaupt noch vom selben System sprechen kann, ob 
nicht die Änderung auch nur einer einzigen Spielregel bedeutet, dass ein 
verändertes Ordnungssystem entstanden ist.  
 
Auf diese Frage sind zweierlei Antworten möglich. Man kann nach dem 
Umfang und der Qualität der Änderung zwischen konstitutiven und ak-
zidentiellen Änderungen unterscheiden und solange noch von dem glei-
chen Ordnungssystem sprechen, solange nur akzidentielle Spielregeln 
geändert wurden. So weisen die Ordnungssysteme in der Wirklichkeit 
eine Reihe von historisch bedingten Merkmalen auf, welche für den 
Gleichgewichtsprozess von untergeordneter Bedeutung sind. Es dürfte 
deshalb zweckmäßig sein, nur auf Änderungen in den Merkmalen abzu-
heben, welche für den Koordinationsmechanismus konstitutiv sind. Es 
bleibt jedoch bei dieser Betrachtungsweise das Problem, dass in der Rea-
lität der Marktprozess sicherlich auch Änderungen in konstitutiven 
Merkmalen erfahren hat, dass wir aber trotzdem noch von Marktpro-
zessen sprechen. 
 



Eine zweite mögliche Antwort auf das Identifikationsproblem besteht 
darin, dass man jedes System als ein historisches Gebilde auffasst, das 
ähnlich wie Lebewesen einen Beginn aufweist, das sich weiterhin entwi-
ckelt und an die Änderungen in der Umwelt permanent anpasst und ei-
nes Tages abstirbt. Man würde in diesem Falle nur bei einem vollständi-
gen Zusammenbruch des Marktsystems von dem Übergang zu einem 
anderen Ordnungssystem sprechen. 
 
Nun zeigt gerade das Beispiel der Weimarer Republik, dass auch diese 
Betrachtungsweise auf Schwierigkeiten stößt. Das marktwirtschaftliche 
System wurde nämlich in dieser Zeit durch zahlreiche dirigistische Ein-
griffe in den Markt so stark ausgehöhlt, dass es seine eigentlichen Funk-
tionen nicht mehr erfüllen konnte; rein äußerlich gesehen lag zwar nach 
wie vor ein marktwirtschaftliches System vor, das jedoch seine eigentli-
chen Funktionen nicht mehr erfüllen konnte, sodass in Wirklichkeit ei-
gentlich bereits ein Übergang zu einem anderen System vorlag. 
 
Man wird deshalb zweckmäßiger Weise einen Mittelweg bevorzugen; 
man wird einen eng begrenzten Satz von Merkmalen benennen, welche 
für das Vorliegen eines bestimmten Ordnungssystems konstitutiv sind 
und ohne die nicht mehr vom gleichen System gesprochen werden kann, 
trotzdem aber auch dann noch von einem zwar geänderten, aber den-
noch marktwirtschaftlichen System sprechen, wenn sich die Spielregeln 
so geändert haben, dass der Anpassungsprozess sichergestellt ist. 
 
Nun hatten wir bereits oben davon gesprochen, dass die Frage nach der 
Ordnungsdynamik nicht nur für die gesellschaftlichen Systeme insge-
samt, sondern auch für ein Subsystem, also z. B. für einzelne Märkte ge-
stellt werden kann. Die Problematik der Stabilität einer Ordnung lässt 
sich sehr anschaulich anhand der Entwicklung der Währungsordnung 
bzw. des Devisenmarktes veranschaulichen.  
 
Nach dem zweiten Weltkrieg wurde im Rahmen des IWF-Systems 
(Internationaler Währungsfonds) ein System fester Wechselkurse mit 
dem Dollar als Leitwährung geschaffen. Anfang der 70er Jahre des ver-
gangenen Jahrhunderts wurde dieses System weltweit durch ein System 
flexibler Wechselkurse abgelöst, wobei allerdings für die europäischen 
Staaten wiederum ein System fester Wechselkurse das EWS-System 
(Europäisches Währungssystem) geschaffen wurde, mit dem ECU als 
künstliche Korbwährung. 
 
Man kann nun zeigen, dass das IWF-System ein ausgesprochen instabi-
les System darstellte. Der endgültige Zusammenbruch dieses Systems in 
den 70 er Jahren war primär systembedingt, d. h. also in der Struktur 



des Systems selbst verankert. In diesem System werden Devisenbilanz-
ungleichgewichte, welche vor allem durch expansive Konjunkturpolitik 
einzelner Staaten ausgelöst wurden, nur dadurch abgebaut, dass ledig-
lich die Nichtleitwährungsländer gezwungen waren, durch Intervention 
der Notenbanken auf den Devisenmärkten für einen Devisenbilanzaus-
gleich zu sorgen. Das Leitwährungsland hingegen kann ein Defizit in der 
Devisenbilanz jederzeit dadurch abbauen, dass die eigene Geldmenge 
ausgeweitet wird und dass Defizite mit internationaler Währung, die zu-
gleich die Währung des Leitwährungslandes ist, bezahlt werden.  
 
Dieses System ist aus zweierlei Gründen instabil: Einmal deshalb, weil 
die Mitgliedsstaaten den Anspruch auf eine autonome Konjunkturpoli-
tik aufrechterhalten und gleichzeitig die Währungsrelationen konstant 
halten wollen. Beides zugleich ist aber nicht möglich. In dem Maße, als 
durch Datenänderungen immer wieder Ungleichgewichte in den Devi-
senbilanzen entstehen, können diese innerhalb eines freiheitlichen Sys-
tems nur dadurch wiederum abgebaut werden, dass entweder die natio-
nalen Preisniveaus oder aber der Wechselkurs an diese veränderte Si-
tuation angepasst werden. Auf Dauer ist es nicht möglich, den Wechsel-
kurs stabil zu halten und gleichzeitig den Mitgliedsländern zu erlauben, 
eine selbständige, autonome Konjunkturpolitik zu betreiben. Verursa-
chen die Mitgliedsländer durch ihre expansive Konjunkturpolitik in un-
terschiedlichem Umfang Devisenbilanzdefizite, so sind nur die Nichtleit-
währungsländer angehalten, durch währungspolitische Maßnahmen für 
einen Abbau der Ungleichgewichte Sorge zu tragen. 
 
Zum andern trug der Umstand, dass das Leitwährungsland (die USA) 
die Möglichkeit besaß, Defizite in der Devisenbilanz jederzeit durch 
Vermehrung der eigenen Währung zu begleichen, nicht nur dazu bei, 
dass hierdurch eine weltweite Inflationstendenz ausgelöst wurde; damit, 
dass auf diese Weise die Relation zwischen Goldreserven der USA und 
der internationalen Geldmenge immer mehr verwässert wurde, schwand 
die Bereitschaft der Notenbanken der Nichtleitwährungsländer ihre 
Währungsreserven in Dollars zu halten; die Wahrscheinlichkeit, dass 
man bei Bedarf jederzeit die Dollars in Gold umwandeln konnte, ging 
drastisch zurück, mit der Folge, dass immer mehr Länder – Frankreich 
voran – bestrebt waren, ihre Devisenbestände in Gold umzuwandeln. 
Damit waren aber die USA eines Tages gezwungen, den freien Umtausch 
von Dollar in Gold einzustellen.  
 
Diese Gefahr hätte nur dann vermieden werden können, wenn die USA 
freiwillig – ohne dass sie hierzu gezwungen worden wären – darauf ver-
zichtet hätten, durch expansive Geld- und Fiskalpolitik ihre eigene 
Geldmenge auszuweiten. 



 
Die Instabilität des IWF-Systems ergab sich jedoch noch aus einem wei-
teren Grund. Der Umstand, dass die Notenbanken der Nichtleitwäh-
rungsländer gezwungen sind, durch Intervention (d. h. durch An- und 
Verkauf von Devisen) auf den Devisenmärkten den Wechselkurs stabil 
zu halten, hat die Art der Spekulation verändert. Nun unterscheiden wir 
im Allgemeinen zwischen stabilisierender und destabilisierender Speku-
lation. Bei der stabilisierenden Spekulation rechnet der Spekulant bei 
einem erwarteten Anstieg des Devisenkurses damit, dass über kurz oder 
lang der Wechselkurs wiederum fallen wird, er wird deshalb Devisen 
abstoßen; er trägt damit zur Verminderung im Wechselkursanstieg bei 
und bewirkt hierbei gleichzeitig, dass das Devisenbilanzungleichgewicht 
abgebaut wird.  
 
Bei der destabilisierenden Spekulation rechnet hingegen der Spekulant 
damit, dass die Kursvariationen anhalten (dass also z. B. der augenblick-
liche Kursanstieg andauert), er wird deshalb auch schon seinen zukünf-
tigen Bedarf an Devisen durch bereits heutigen Kauf befriedigen, damit 
die Nachfrage nach Devisen und mit ihr schließlich den Kursanstieg ver-
größern. Das Ungleichgewicht wird also bei destabilisierender Spekula-
tion größer. 
 
Nun kann man davon ausgehen, dass eine stabilisierende Spekulation 
vorwiegend von sachkundigen Maklern (Brokern) vorgenommen wird, 
während sich eine destabilisierende Spekulation vor allem bei Laien, de-
ren Informationen über den Devisenmarkt begrenzt sind, feststellen 
lässt. Das System fester Wechselkurse begünstigt nun eine Spekulation 
bei den Laien. Der Umstand, dass die Notenbanken zu einer stabilisie-
renden Intervention auf den Devisenmärkten verpflichtet sind, hat näm-
lich zur Folge, dass das Währungsrisiko beim Kauf und Verkauf von 
Devisen extrem gering wird. Ist nämlich das Defizit der Devisenbilanz 
permanent hoch, werden also auf Dauer mehr Devisen nachgefragt als 
angeboten, so erhöht sich der Druck auf die Defizitländer, den amtlich 
festgelegten Devisenkurs zu erhöhen, da keine Notenbank in der Lage 
ist, auf unbegrenzte Zeit Devisen anzubieten und damit den bisher fest-
gelegten Kurs zu stützen. 
 
Spekuliert man also im Rahmen eines Systems fester Wechselkurse, so 
ist das damit verbundene Risiko extrem gering; das schlimmste, was 
passieren kann, ist dass die Neufestsetzung des Devisenkurses auf sich 
warten lässt. Die Heraufsetzung des Devisenkurses wird aber über kurz 
oder lang auf jeden Fall kommen, man wird also auf Dauer keine Über-
raschungen erleben und deshalb die vor der Aufwertung eingekauften 
Devisen mit Gewinn wieder abstoßen können. 



 
Es wird zwar oftmals behauptet, dass Spekulationen vorwiegend in Sys-
temen flexibler, nicht aber in Systemen fester Wechselkurse stattfinden. 
Spekulationen über Wechselkursänderungen könnten nur dann erwar-
tet werden, wenn der Wechselkurs tatsächlich schwanken kann. Wäre 
der Wechselkurs im Zeitablauf vollkommen konstant, hätte man auch 
keinerlei Spekulation zu erwarten. 
 
Diese Betrachtungsweise verkennt zweierlei. Auf der einen Seite wirkt 
die Spekulation als solche nicht unbedingt destabilisierend, dies gilt nur 
für einen Teil der Spekulationen nämlich für die sogenannte destabilisie-
rende Spekulation, diese findet jedoch gerade in Systemen fester Wech-
selkurse vermehrt statt. Auf der anderen Seite muss man auch in einem 
System fester Wechselkurse davon ausgehen, dass kurzfristig sehr wohl 
Wechselkursschwankungen stattfinden, dass der Wechselkurs nur län-
gerfristig konstant gehalten werden kann. Datenänderungen finden in 
jedem System statt; darüber hinaus gilt es zu bedenken, dass gerade der 
Umstand, dass in den traditionellen Systemen der festen Wechselkurse 
die Notenbanken berechtigt waren, eine autonome Konjunkturpolitik zu 
betreiben, automatisch dazu führt, dass der Umfang der konjunkturpoli-
tischen Maßnahmen unterschiedlich ausfällt und dass gerade deshalb 
vermehrt Devisenbilanzungleichgewichte und damit kurzfristige Wech-
selkursschwankungen zu erwarten sind. 
 
Die These, dass die Systeme flexibler Wechselkurse also deshalb instabi-
ler sind, da bei flexiblen Wechselkursen der Umfang von Spekulationen 
größer sei und damit der Umfang der Wechselkursschwankungen auch 
notwendiger Weise größer ausfallen müsse als in Systemen fester Wech-
selkurse, ist somit falsch, da nur ein Teil der Spekulation die Instabilität 
vergrößert und da ein System fester Wechselkurse den Anteil destabili-
sierender Spekulation erhöht. In Systemen flexibler Wechselkurse ist es 
nicht eindeutig, wie sich die Wechselkurse in Zukunft entwickeln wer-
den, gerade deshalb wird ein Teil der Spekulanten mit steigenden, ein 
anderer Teil mit sinkenden Wechselkursen rechnen; diese unterschiedli-
chen Erwartungen tragen jedoch dazu bei, dass der negative Einfluss 
der Spekulation vermindert wird. 
 
Zugunsten eines Systems fester Wechselkurse wird oftmals auch ange-
führt, dass ein internationaler Handel nur dann erwartet werden könne, 
wenn die Wechselkurse weitgehend stabil seien. Nur so könnte das mit 
dem Außenhandel verbundene Risiko auf ein Niveau gesenkt werden, 
das überhaupt Außenhandel zulasse.  
 



Außenhandel sei zwar erwünscht, da er die Produktivität und damit das 
Wohlfahrtsniveau der Nationen vergrößere. Auch sei es richtig, dass je-
der Unternehmer mit seinen produktiven Tätigkeiten mehr oder weniger 
große Risiken eingehe, da kein Unternehmer sicher sein könne, dass die 
Konsumenten ihre Produkte in angebotenem Umfang und in der ange-
botenen Qualität nachfragen werden. Das Risiko bei internationalen 
Tauschgeschäften sei jedoch wesentlich höher als bei vergleichbaren na-
tionalen Tauschgeschäften. Auf der einen Seite sei es sehr viel schwieri-
ger, verlässliche Informationen aus dem Ausland als aus dem Inland zu 
beziehen. Auf der anderen Seite gehe in den freien Wechselkurs im 
Grunde genommen jede Datenänderung auf der Welt ein, während sich 
die nationalen Preisverhältnisse immer nur auf relativ wenige Datenän-
derungen im Inland beziehen. Um also überhaupt einen internationalen 
Handel zu ermöglichen, sei es notwendig, dass die Wechselkurse eini-
germaßen konstant gehalten werden. 
 
Dieses Argument leuchtet nicht ein. Ein Unternehmer, welcher das mit 
dem Wechselkurs verbundene Risiko scheut, hat jederzeit die Möglich-
keit, durch Termingeschäfte dieses Risiko auf andere abzuwälzen. Gera-
de weil auf freien Devisenmärkten die Vorstellungen über die weitere 
Entwicklung des Devisenkurses auseinanderfallen, wird es fast immer 
Händler geben, die zu Termingeschäften bereit sind und das damit ver-
bundene Risiko (gegen einen Aufschlag) auf sich nehmen. Ein risiko-
scheuer Importeur, welcher erst für die zukünftige Periode einen Devi-
senertrag erwartet, kann also bereits heute für einen im bekannten Preis 
diese erst in Zukunft anfallenden Devisen anbieten. 
 
Beide bisher behandelten Währungssysteme zeichneten sich dadurch 
aus, dass Preis- und Mengenänderungen stets durch Variationen des 
Angebotes und der Nachfrage ausgelöst werden. Das System der flexib-
len Wechselkurse unterscheidet sich vom System der freien Wechselkur-
se nur dadurch, dass die Notenbanken auf den Devisenmärkten als An-
bieter oder Nachfrager auftreten und aufgrund ihrer Gewichte den De-
visenkurs entscheidend beeinflussen können. 
 
Nun war ein Teil der Ökonomen lange Zeit in der Frage skeptisch, ob 
die Preiselastizitäten auf den Devisenmärkten ausreichen, um einen Ab-
bau von Devisenbilanzungleichgewichten herbeizuführen. Nun ist dies 
ein Problem, das im Prinzip für alle Märkte gilt, eine Gleichgewichts-
tendenz besteht eben nur dann, wenn Angebot und Nachfrage in ausrei-
chendem Maße auf Preisvariationen reagieren. 
 
Trotzdem besteht ein wesentlicher Unterschied zwischen allgemeinen 
Gütermärkten und dem Devisenmarkt. Auf allgemeinen Gütermärkten 



reicht es aus, dass Angebot und Nachfrage normal reagieren und dass 
die Summe der Elastizitäten größer null ist. Für Devisenmärkte gilt je-
doch die verschärfte Bedingung, dass die Summe der Nachfrageelastizi-
täten (bei unendlich großen Angebotselastizitäten!) größer eins ist.  
 
Dieser Unterschied lässt sich daraus erklären, dass sich der Preis auf all-
gemeinen Gütermärkten auf die Gütermenge, dass sich aber der Devi-
senkurs auf Wertgrößen bezieht. Das Gut, das auf Devisenmärkten ge-
handelt wird, ist die Devise; der Umfang der nachgefragten Devisen 
hängt jedoch nicht nur von der Anzahl der nachgefragten Importgüter, 
sondern gleichzeitig auch von der Höhe der Preise ab.  
 
Steigt z. B. der Devisenkurs, so gehen hiervon auf die Devisennachfrage 
zwei unterschiedlich verlaufende Wirkungen aus. Die Nachfrage nach 
importierten Gütern geht im normalen Falle zurück, der effektiv zu zah-
lende Preis steigt jedoch. Es hängt nun von der Elastizität der Mengen-
Nachfrage ab, ob die Nachfrage nach Devisen steigt oder fällt. Wäre die 
Elastizität gerade eins, dann würden sich die Mengen- und Preiseffekte 
gegenseitig aufheben, die Nachfrage nach Devisen bliebe trotz Anstieg 
des Devisenkurses konstant. Nur dann, wenn die Elastizität größer eins 
ist, überwiegt der ansteigende Preiseffekt, die Devisennachfrage steigt 
dann ebenfalls. Es gilt die Marshall-Lerner-Bedingung, wonach nur 
dann eine Gleichgewichtstendenz auf den Devisenmärkten besteht, wenn 
die Summe der Importnachfrageelastizitäten (des In- und Auslandes) 
größer eins ist. 
 
Die Frage nach der ausreichenden Höhe der Importnachfrageelastizitä-
ten stellt sich übrigens gleichermaßen für Systeme flexibler wie fester 
Wechselkurse. Im Falle flexibler Devisenkurse ist es der Wechselkurs, 
im Falle fester Wechselkurse sind es die Veränderungen in den nationa-
len Preisniveaus, welche die Anpassungen auf den Devisenmärkten aus-
lösen. So hängt die Importnachfrage des Inlandes letztlich immer von 
den nationalen Güterpreisen ab. Im System flexibler Wechselkurse ver-
ändert sich zunächst der Wechselkurs, aber mit ihm auch die Anzahl in-
ländischer Geldeinheiten, die für eine Importgütereinheit entrichtet 
werden muss; im System fester Wechselkurse werden über Änderungen 
in der inländischen Geldmenge die inländischen Preise unmittelbar ver-
ändert. 
 
Wenn man also der Überzeugung ist, dass die tatsächlichen Importnach-
frageelastizitäten nicht ausreichen, um einen Abbau des Devisenbilanz-
defizits zu bewirken, so versagt das System fester Wechselkurse glei-
chermaßen wie das System flexibler Wechselkurse. Es bedarf also in die-



sem Falle einer Devisenzwangswirtschaft, um einen Ausgleich von An-
gebot an und Nachfrage nach Devisen herbeizuführen. 
 
Empirische Untersuchungen, die in der Zeit nach dem zweiten Weltkrieg 
durchgeführt wurden, schienen den Elastizitätspessimismus zu bestäti-
gen. Die Summe der ermittelten Importnachfrageelastizitäten schien in 
der Tat geringer als eins zu sein, sodass also die Marshall-Lerner-
Bedingung nicht erfüllt schien. 
 
In der Zwischenzeit ist man jedoch in der Frage der Elastizitäten opti-
mistischer. Auf der einen Seite konnte man zeigen, dass die tatsächlichen 
Importelastizitäten größer sind als ursprünglich vermutet; die negativen 
Ergebnisse konnten nur dadurch erzielt werden, dass man außer Acht 
ließ, dass neben Preisvariationen auch Mengenvariationen im beobach-
teten Zeitraum stattfanden. In der Frage der für ein Gleichgewicht not-
wendigen Elastizitäten wurde darauf aufmerksam gemacht, dass wir in 
der Realität keinesfalls in der Regel von unendlich großen Angebotselas-
tizitäten ausgehen können, dass aber bei Unterstellung endlicher Ange-
botselastizitäten die Summe der Importnachfrageelastizitäten etwas ge-
ringer sein darf, um Ungleichgewichte in der Devisenbilanz abzubauen. 
Die Robinsonformel unterrichtet hierbei über das genaue Ausmaß der 
benötigten Nachfrageelastizitäten. 
 

3. Ordnung und Entwicklungsstand 
 
Wenn wir die geschichtliche Entwicklung in den europäischen Staaten 
verfolgen, fällt auf, dass zu Beginn der Industrialisierung der meisten 
Volkswirtschaften eine staatliche Planwirtschaft vorherrschte. Von ei-
nem bestimmten Augenblick an wurden jedoch die Behinderungen der 
Unternehmungen von Seiten der staatlichen Bürokratie so stark, dass sie 
die weitere Entwicklung hemmten. Es kam zu der Forderung, der Staat 
solle sich aus der Wirtschaft zurückziehen und eine weitgehende Libera-
lisierung der Volkswirtschaften war die Folge. Später nahmen jedoch die 
dirigistischen Eingriffe des Staates wiederum zu und es kam vor allem 
im Zuge der beiden Weltkriege wiederum zu einer Hinwendung zu einer 
staatlichen Planwirtschaft.  
 
Es hat also den Anschein, dass die Frage, welches Ordnungssystem ge-
wählt wird, vor allem auch vom Entwicklungsstand einer Volkswirt-
schaft abhängt, dass zu Beginn der wirtschaftlichen Entwicklung zu-
nächst eine staatliche Planwirtschaft, später dann eine liberale Markt-
wirtschaft vorherrscht, die aber dann wiederum in eine staatliche Plan-
wirtschaft einmündet. 



 
Diese Zusammenhänge lassen sich in gewissem Umfang auch in den heu-
tigen Entwicklungsländern, vor allem Afrikas und Asiens beobachten, 
auch hier herrscht zunächst in vielen Volkswirtschaften eine bürokrati-
sche Wirtschaftsordnung vor, aber auch hier öffnen sich die Volkswirt-
schaften, welche den Status eines Schwellenlandes annehmen. 
 
Eine nähere Untersuchung dieser Entwicklungsstränge zeigt allerdings, 
dass die Zusammenhänge zwischen Entwicklungsstand und Ordnungs-
form in Wirklichkeit doch etwas komplizierter sind. Als erstes gilt es 
festzustellen, dass es auch bedeutende Ausnahmen von dieser Regel gibt, 
das wichtigste Beispiel sind die USA, welche ihre wirtschaftliche Ent-
wicklung sofort mit einer marktwirtschaftlichen Ordnung begonnen ha-
ben. Darüber hinaus zeigt ein näheres Eingehen in die geschichtliche 
Entwicklung, dass auch bei den europäischen Staaten beachtliche Unter-
schiede in den einzelnen Ordnungsformen und in den Übergängen von 
bürokratischer Ordnung zu einer liberalen Marktwirtschaft festzustel-
len sind. 
 
Das klassische Beispiel einer bürokratischen Wirtschaftsordnung zu Be-
ginn der Industrialisierung war der Merkantilismus in Frankreich. We-
sentlich großzügigere Regelungen lassen sich im Merkantilismus Eng-
lands feststellen. Auch der Merkantilismus in den einzelnen deutschen 
Kleinstaaten äußerte sich an anderen Formen, man sprach in diesem 
Zusammenhange vom Kameralismus.  
 
Wieder anderes galt für die Sowjetunion. Bei der Übernahme der kom-
munistischen Herrschaft war Russland noch durch eine vorwiegend ag-
rarwirtschaftliche Struktur gekennzeichnet. Rein äußerlich begann die 
Industrialisierungsphase in Russland ebenfalls mit einer staatlichen 
Planwirtschaft. Es kam allerdings bereits unter Lenin vorübergehend im 
Rahmen der sogenannten ‚Neueren Ökonomie’ zu einer gewissen Locke-
rung; die Hinwendung zu einer totalen Zentralverwaltungswirtschaft 
wurde dann vor allem von Stalin vollzogen. Unter Chruschtschow und 
später Gorbatschow wurde dann durch eine gewisse Konsumfreiheit und 
Dezentralisierung der Planungsstellen eine gewisse Liberalisierung der 
Wirtschaft eingeleitet.  
 
Ähnliche Entwicklungslinien lassen sich in den europäischen Ostblock-
staaten beobachten und auch die kommunistischen Regime in Fernost 
(vor allem China) begannen zunächst mit planwirtschaftlichen Systemen 
und brachten im Zuge der Weiterentwicklung eine gewisse Lockerung 
des bürokratischen Einflusses. Nordkorea und Kuba weichen allerdings 



in dieser Abfolge insoweit ab, als hier bisher Liberalisierungstendenzen 
weitgehend ausblieben. 
 
Trotzdem fällt die Entwicklung in den kommunistischen Staaten aus 
dem bisher gezeichneten Rahmen heraus. Denn nach den Vorstellungen 
von Karl Marx war eine ganz andere Entwicklung der Ordnungsformen 
zu erwarten. Im Rahmen des ‚wissenschaftlichen Sozialismus’ versuchte 
Karl Marx nachzuweisen, dass sich die sozialistischen Gesellschaften aus 
marktwirtschaftlichen (kapitalistischen) Ordnungen entwickelten und 
dass erst ab einer bestimmten Reife der industriellen Produktion der 
Übergang zu einer kommunistischen Gesellschaft zu erwarten sei. Wie 
gesagt: De facto begann der Kommunismus in fast allen kommunisti-
schen Staaten umgekehrt mit einer Agrargesellschaft, diese Länder –
voran Russland – waren also im Sine von Karl Marx noch gar nicht reif 
für eine Entwicklung zum Sozialismus.  
 
Nur die damalige DDR wich von dieser Entwicklungstendenz ab und 
entsprach eigentlich dem von Karl Marx vorgezeichneten Schema, hier 
wurde die sozialistische Gesellschaft in einer bereits industrialisierten 
Volkswirtschaft eingeführt. Es war aber auch hier nicht der gesellschaft-
liche Prozess, der diesen Übergang zum Sozialismus – wie von Karl 
Marx beschrieben – ausgelöst hatte, sondern es war bekanntlich die sow-
jetische Siegermacht, die diesen Übergang zwangsweise herbeigeführt 
hat. 
 
Fragen wir uns nun nach den Gründen für diese Zusammenhänge zwi-
schen Entwicklungsstand und Ordnungsform einer Volkswirtschaft. 
Hier kann auf eine ganze Reihe von Zusammenhängen hingewiesen 
werden. Der Merkantilismus in den europäischen Staaten des 17. und 
18. Jahrhunderts war offensichtlich vor allem deshalb notwendig, weil 
eine hochspezialisierte, arbeitsteilige Volkswirtschaft nur funktionieren 
kann, wenn sie über ausreichende Infrastrukturen verfügt. Beim Über-
gang von der Agrarwirtschaft zur Industriewirtschaft mangelte es vor 
allem an Verkehrswegen, aber auch an Bildungsstätten und an einer 
Rechtsordnung, welche für einen reibungslosen Ablauf der Produktions- 
und Tauschbeziehungen unerlässlich sind. 
 
Für das reibungslose Funktionieren einer marktwirtschaftlichen Ord-
nung ist darüber hinaus Voraussetzung, dass es in ausreichendem Maße 
Individuen gibt, welche über einen Erwerbssinn verfügen, zur Über-
nahme von Risiken bereit sind und deshalb unternehmerische Aufgaben 
übernehmen können. Diese Voraussetzungen waren und sind jedoch in 
den einzelnen Ländern in sehr unterschiedlichem Maße erfüllt. Wäh-
rend es auf dem europäischen Kontinent bereits im Mittelalter zahlrei-



che Unternehmerpersönlichkeiten im Handel und im Gewerbe gegeben 
hatte und während sich auch in den arabischen und in den fernöstlichen 
Staaten schon sehr früh ein Sinn für erwerbswirtschaftliches Handeln 
entwickelt hatte, mangelte es an diesen Eigenschaften vor allem in zahl-
reichen afrikanischen Ländern. Dort herrschte lange Zeit eine Mentali-
tät vor, welche nur dann produktive Tätigkeiten auslöste, wenn mate-
rielle Not herrschte und diese Aktivitäten zum bloßen Überleben not-
wendig waren. In diesen Ländern war es notwendig, dass die einzelnen 
Individuen zu einem erwerbswirtschaftlichen Verhalten zunächst einmal 
erzogen werden mussten, in dem der Staat die Individuen zu einem sol-
chen Verhalten anhielt. 
 
Eine dritte Voraussetzung für das Funktionieren marktwirtschaftlicher 
Systeme liegt darin, dass der Wohlstand immerhin so hoch ist, dass na-
hezu alle Bürger zumindest über ein materielles Existenzminimum ver-
fügen können. Marktwirtschaftliche Systeme werden immer zu unter-
schiedlichen Erfolgen bei den einzelnen Haushalten führen, es wird also 
immer Personen geben, die weit mehr als ein durchschnittliches Ein-
kommen erzielen; wenn jedoch das Inlandsprodukt so niedrig ist, dass 
das Pro-Kopf-Einkommen nahe am Existenzminimum liegt, besteht die 
Gefahr, dass ein beachtlicher Teil der Bevölkerung in einer staatlich un-
beeinflussten Marktwirtschaft ein Einkommen erwerben würde, das 
noch nicht einmal dem physischen Existenzminimum entspricht. 
 
Gerade in dieser Frage entstand zu Beginn der Industrialisierung in den 
europäischen Staaten ein in freien Marktwirtschaften kaum zu lösendes 
Problem. Die Freisetzung der Produktivkräfte durch Übergang zur in-
dustriellen Produktionsweise führte zwar auf der einen Seite sehr wohl 
zu hohen, schnell ansteigenden Wachstumsraten des Inlandsprodukts. 
Die gleichzeitige Auflösung der feudalen Wirtschaftsordnung des Mitte-
lalters, vor allem die Zerschlagung der Familienstrukturen und die Auf-
gabe der Beschränkungen bei der Erzeugung von Kindern, führte zu ei-
nem rasanten Anstieg der Wachstumsrate der Bevölkerung, die so stark 
war, dass sie längere Zeit die Wachstumsrate des Inlandsproduktes 
überstieg und somit notwendigerweise zu einem Rückgang im Pro-Kopf-
Einkommen führen musste.  
 
Die Folge waren weitverbreitete Armut und soziale Missstände; die ein-
zelnen Arbeiter mussten 12 bis 14 Stunden pro Tag arbeiten, die Kinder 
wurden auch schon sehr früh zur erwerbswirtschaftlichen Arbeit heran-
gezogen und konnten deshalb auch nicht in ausreichendem Maße ausge-
bildet werden; die Bedingungen sowohl am Arbeitsplatz wie auch in den 
Wohnungen waren verheerend und entbehrten den einfachsten gesund-
heitlichen Mindestbedingungen. Es war ganz klar, dass unter diesen Be-



dingungen sehr bald die Forderung laut wurde, dass der Staat über so-
zialpolitische Maßnahmen die schlimmsten dieser Auswüchse zu verhin-
dern habe. 
 
Der Umstand, dass gerade im Zuge der wirtschaftlichen Entwicklung in 
den hochindustrialisierten Volkswirtschaften die Geburtenrate drastisch 
zurückging, das Wachstum des Inlandsproduktes jedoch anhielt, führte 
dann schließlich dazu, dass auch das Pro-Kopf-Einkommen der Arbeit-
nehmer von einem bestimmten Zeitpunkt ab weit über das Existenzmi-
nimum ansteigen konnte.  
 
Friedrich List hat noch auf eine weitere Voraussetzung für ein Funktio-
nieren einer Marktwirtschaft hingewiesen. Es kommt nicht nur darauf 
an, dass ein bestimmtes absolutes Wachstumsniveau erreicht wurde; 
damit eine Marktwirtschaft reibungslos funktionieren kann, ist es offen-
sichtlich – so meinte zumindest Friedrich List – notwendig, dass auch die 
Volkswirtschaften, welche gegenseitigen internationalen Handel betrei-
ben, auf einem vergleichbaren Wachstumsniveau angelangt sind. 
 
Nun hat die wirtschaftliche Entwicklung Englands im ausgehenden 18. 
Jahrhundert um etwa 50 Jahre vor dem Industrialisierungsbeginn auf 
den europäischen Kontinentalstaaten begonnen. Dies führte jedoch nach 
Auffassung von Friedrich List dazu, dass die deutschen Unternehmun-
gen hoffnungslos den englischen Produzenten unterlegen waren. Bei der 
Einführung neuer Produktionsmethoden entstehen nämlich zunächst 
sehr hohe Entwicklungskosten, welche später wegfallen.  
 
Da die englische Industrialisierung bereits etwa 50 Jahre vor der euro-
päischen begonnen hatte, mussten die deutschen Unternehmungen zu 
der Zeit Friedrich Lists aufgrund der noch anfallenden Entwicklungs-
kosten auch höhere Stückkosten aufbringen, mit der Folge, dass sie im 
Wettbewerb mit den englischen Produzenten unterlagen. Friedrich List 
war deshalb der Auffassung, dass die deutsche Industrie in ihrer An-
fangsphase der Industrialisierung durch Importzölle eine gewisse Zeit 
geschützt werden müsse. Diese Forderungen führten dann in Deutsch-
land unter Bismarck zum Aufgeben eines Freihansels und zu dem Über-
gang zu einer weitgehenden Schutzzollpolitik. 
 
Diese Vorstellungen Friedrich Lists sind allerdings nicht unwiderspro-
chen geblieben. Die Erfahrung hat gezeigt, dass es – vor allem aufgrund 
des lobbyistischen Einflusses der Industrieverbände auf die Politik – äu-
ßerst schwierig ist, einmal gewährte Vergünstigungen zurückzunehmen, 
auch dann, wenn dies aus sachlichen Gründen geboten wäre; weiterhin 



muss man befürchten, dass unter dem Schutzschild der Importzölle auch 
der Anreiz zur Übernahme neuer Technik wegfällt.  
 
Vor allem ist es unklar, weshalb es an Unternehmungen mangeln soll, 
welche bereit sind auch solche Produktionen aufzunehmen, welche in 
den ersten Jahren zu Verlusten führen, sich aber trotzdem langfristig als 
gewinnträchtig herausstellen. Nur dann, wenn diese nachträglichen Ge-
winne anderen Unternehmungen zufallen würden, als denjenigen, wel-
che die Erneuerungen eingeführt haben, bestünde die Befürchtung zu 
Recht, dass der Anreiz zur Aufnahme solcher Innovationen zu gering ist. 
Dieser Gefahr kann man jedoch sehr viel besser über eine Patentgesetz-
gebung als über eine Schutzzollpolitik entsprechen.  
 
 

Fortsetzung folgt! 


